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Krieg spenden
Heckler&Koch soll versucht haben, Exporte durch Zahlungen an Parteien zu ermöglichen

Berlin. Einen besseren Ausgangspunkt für ih-
ren »Staffellauf gegen Rüstungsexporte« hät-
ten die Friedensaktivisten wohl kaum wählen
können: Am Pfingstmontag startete im ba-
den-württembergischen Oberndorf am Stand-
ort des Waffenherstellers Heckler & Koch der
Protestlauf »Frieden Geht!«. Mit der Aktion,
die über 1000 Kilometer quer durch Deutsch-
land führt und in Berlin enden soll, wollen die
Friedensaktivisten auf die Rolle Deutschlands
als einem der führenden Länder beim Rüs-
tungsexport aufmerksam machen und gleich-
zeitig für ein Ende derartiger Ausfuhren de-
monstrieren.

Heckler & Koch tut sich dabei in den letz-
ten Jahren nicht nur durch unternehmeri-
sche Erfolge in diesem Mord(s)geschäft her-
vor, sondern gerät auch immer wieder mit
(mutmaßlich) illegalen Förderungen des
weltweiten Absatzes seiner Produkte in die
Schlagzeilen. Seit Kurzem stehen ehemalige
Manager des Unternehmens wegen des Ver-
dachts auf illegale Waffenexporte in mexi-
kanische Unruhe-Provinzen vor Gericht.
Bisher nur Manager. Denn zu möglichen

Verstrickungen politisch Verantwortlicher –
sprich Bestechlichkeit – laufen bisher ledig-
lich Ermittlungen. Und die ziehen sich hin.

So sei laut Aussage der Staatsanwaltschaft
Stuttgart vom Dienstag nicht davon auszu-
gehen, dass diese »in absehbarer Zeit« abge-
schlossen würden. Der Sprecher der Staats-
anwaltschaft betonte zudem, dass es keiner-
lei Anhaltspunkte für einen Anfangsverdacht
gegen politische Verantwortliche in Deutsch-
land gegeben habe. Doch Recherchen unter
anderem von Report Mainz erhärten nun den
schon lange gehegten Verdacht, dass
Heckler & Koch seinen Geschäften mit Me-
xiko durch Geld auf die Sprünge helfen woll-
te: mit Parteispenden an CDU und FDP. mdr
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Trump dreht
den Spieß um
Olaf Standke über die jüngste
Attacke gegen die FBI-Ermittlungen

Angriff ist die beste Verteidigung,
hat sich Donald Trump gesagt
und versucht nun, den Spieß
umzudrehen. Denn jetzt soll auch
gegen die Sonderermittler des
FBI in der sogenannten Russland-
Affäre ermittelt werden. Das Feld
ist vage abgesteckt: Man will in
Washington »allen Ungereimt-
heiten« nachgehen, die die Un-
tersuchungen der Bundespolizei
und des Justizministeriums zum
Trump-Wahlkampf und einer
vermuteten russischen Beeinflus-
sung betreffen. Das Ziel ist um so
eindeutiger – Diskreditierung der
Ermittlungen zu den Moskauer
Verbindungen des damaligen re-
publikanischen Spitzenkandida-
ten, die dem heutigen Präsiden-
ten offensichtlich mehr und mehr
Kopfschmerzen bereiten. Die Flut
seiner Tweets zum Thema ist er-
fahrungsgemäß ein sicheres Indiz
dafür. Zumal inzwischen auch
noch eine mögliche Golf-Connec-
tion für illegale Wahlkampfhilfe
hinzukommen könnte.
Trumps Verschwörungstheo-

rie, unermüdlich propagiert von
rechten Medien wie Fox News,
geht so: Die Justizorgane des
Bundes haben sich von der Oba-
ma-Regierung missbrauchen las-
sen, um seinen Wahlkampf aus
politischen Gründen zu unter-
wandern. Gleichzeitig hätten sie
gegenüber Verfehlungen seiner
demokratischen Konkurrentin
Hillary Clinton große Nachsicht
walten lassen. Die angeblichen
Beweise dafür sind bislang aller-
dings äußerst dünn. Aber das hat
Trump ja noch nie abgehalten. Er
will jetzt nur eins – die schnellst-
mögliche Einstellung der Ermitt-
lungen.

UNTEN LINKS

Die schwedischen Behörden ha-
ben eine Broschüre aufgelegt, mit
der die Bürger des Landes auf den
Ernstfall vorbereitet werden.
»Falls Krise oder Krieg kommt«,
dann heißt es schnell und um-
sichtig handeln. Deshalb heißt
auch die Broschüre so. Von klarer
Behördensprache kann im Ernst-
fall alles abhängen. Schweden
werde in einem Krieg nie aufge-
ben, verspricht die Regierung
deshalb zur Beruhigung und in
klarer Sprache. Die Zeiten sind
ernst, wie man dort erkannt hat.
Und in Deutschland? Dort handelt
man natürlich ebenso umsichtig.
In dieser Woche wird sich eine
Ministerrunde eigens mit ver-
ständlicher Behördensprache be-
fassen. Dort, wo es drauf an-
kommt – bei der Steuererklärung.
Viel zu oft sind Bürger mit unver-
ständlichen Formulierungen und
Begriffen konfrontiert, wenn der
Ernstfall eintritt – und die Steuer-
formulare auszufüllen sind. Dann
könnten schwedische Erfahrungen
helfen. An erster Stelle die War-
nung vor Fake News, also vor
Falschinformationen. uka

China will Zölle
auf Autos senken
Verringerung von 25 auf 15 Prozent
soll vom 1. Juli an gelten

Berlin. Nach der Annäherung zwischen den
USA und China in ihrem monatelangen Han-
delsstreit hat die Regierung in Peking eine
deutliche Absenkung der Zölle auf impor-
tierte Autos angekündigt. Vom 1. Juli an sol-
len die Zölle für in die Volksrepublik einge-
führte Autos statt bislang 25 Prozent nur noch
15 Prozent betragen, teilte das chinesische
Finanzministerium am Dienstag mit. Die Zöl-
le auf bestimmte Autoteile sollten von der-
zeit zwischen 8 und 25 Prozent auf 6 Pro-
zent sinken.
Für internationale Autohersteller bedeu-

tet dies eine deutliche Erleichterung für den
Zugang zum wichtigen chinesischen Markt.
Beobachter werteten dies als beschwichti-
gendes Signal an Trump, der China immer
wieder unfaire Handelspraktiken vorgewor-
fen und deshalb mit Strafzöllen in Milliar-
denhöhe gedroht hatte. Das schwierige Ver-
hältnis zu den USA wird unter anderem auch
Thema beim elften China-Besuch von Angela
Merkel sein, zu dem die Kanzlerin am Mitt-
woch aufbricht. AFP/nd Seite 2

US-Präsident lässt
das FBI überprüfen
Bundespolizei soll Wahlkampf von
Donald Trump »ausspioniert« haben

Washington. Die US-Ermittlungsbehörden
gehen auf Bitte von Donald Trump dem Vor-
wurf nach, das FBI habe einen Spion in das
Wahlkampflager des heutigen Präsidenten
eingeschleust. Dies sei das Ergebnis eines Ge-
spräches von Trump mit Vize-Justizminister
Rod Rosenstein am Montag (Ortszeit), teilte
das Weiße Haus mit. Bei den Untersuchun-
gen solle »allen Ungereimtheiten« nachge-
gangen werden, die die Ermittlungen des FBI
und des Justizministeriums zum Wahlkampf
betreffen. Zudemhabeman sich geeinigt, dass
Stabschef John Kelly ein Treffen von FBI, Jus-
tizministerium und Nationalem Geheim-
dienstkoordinator mit Kongressmitgliedern
einberufen solle. Dabei solle vertraulich ein-
gestuftes Material gesichtet werden.
Berichten zufolge hatte das FBI eine ver-

trauliche Quelle, um mit Beratern Trumps
über mögliche Verbindungen seines Teams zu
Russland und einer etwaigen Beeinflussung
der Wahl zu sprechen. Doch es gilt als un-
wahrscheinlich, dass ein Agent eingeschleust
wurde. dpa/nd

Nazis unter Waffen
750 Rechtsextreme und 1200
Reichsbürger haben Berechtigung

Berlin. Rund 1200 Reichsbürger und 750
Rechtsextreme haben derzeit in Deutschland
eine Waffenerlaubnis und dürfen damit eine
scharfe Waffe besitzen. Sie verfügen über »ei-
ne oder mehrere waffenrechtliche Erlaub-
nisse«, wie aus einer amDienstag bekannt ge-
wordenen Regierungsantwort auf eine Grü-
nen-Anfrage hervorgeht, über die zuerst »Zeit
Online« berichtet hatte. Von Januar bis No-
vember 2017 sei demnach 59 Rechtsextre-
misten die Erlaubnis entzogen worden. Hö-
her lag die Zahl der entzogenen waffen-
rechtlichen Erlaubnisse bei den sogenannten
Reichsbürgern.
Seit November 2016 wurden ihnen min-

destens 450 waffenrechtliche Erlaubnisse
entzogen. »Der Bewaffnungsgrad von
Rechtsextremen und Reichsbürgern bleibt
extrem besorgniserregend«, sagte die innen-
politische Sprecherin der Grünen-Bundes-
tagsfraktion, Irene Mihalic. Es sei unver-
ständlich, dass nur 59 Rechtsextremisten die
waffenrechtlichen Erlaubnisse entzogen
worden seien. »Was ist mit den weiteren 691
mutmaßlich bewaffneten Nazis?«, fragte Mi-
halic. AFP/nd
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Nicht ohne den Staat
Berliner Mieterverein: Die
Bodenpreise müssen runter. Seite 9
Foto: nd/Jana Heyden

Seehofer muss sich in BAMf-Affäre erklären
Innenminister wird von Bundestagsausschuss befragt / Erneuter Abschiebeflug nach Afghanistan

Pro Asyl hat den Schwerpunkt
der Debatte um mutmaßliche
Missstände im BAMF kritisiert.
Es beschäftige sich fast nie-
mand mit Fehlentscheidungen
zuungunsten von Geflüchteten.

Von Aert van Riel

Bundesinnenminister Horst See-
hofer will wegen der Affäre um
mutmaßlich manipulierte Asyl-
entscheidungen Änderungen
beim Bundesamt für Migration
und Flüchtlinge (BAMF) vorneh-
men. »Ich werde in der nächsten
Woche Entscheidungen über or-
ganisatorische und gegebenen-
falls auch personelle Konsequen-
zen treffen«, sagte der CSU-Vor-
sitzende der »Mittelbayerischen
Zeitung«. Die Vorgänge hätten das
Vertrauen in das BAMF beschä-
digt. Seehofer kündigte an, dass
Vorkehrungen getroffen werden,
»damit rechts- und regelwidrige
Asylverfahren verhindert werden
können«.

Anlass für die Ankündigungen
Seehofers sind Ermittlungen ge-
gen die frühere Leiterin der Bre-
mer BAMF-Außenstelle sowie ge-
gen fünf weitere Beschuldigte. Die
Leiterin soll 1200 Menschen ohne
ausreichende rechtliche Grundla-
ge Asyl bewilligt haben. Aus in-
ternen E-Mails soll laut Medien-
berichten hervorgehen, dass das
BAMF schon frühzeitig Hinweise
erhalten hatte, aber an der Auf-
klärung nur mäßig interessiert
war. Sollte sich dies bestätigen,
wird BAMF-Chefin Jutta Cordt
verstärkt unter Druck geraten.
Zudem wird Seehofer erklären

müssen, seit wann er etwas von
den Vorgängen wusste. Vonseiten
seines Ministeriums hieß es, dass
der Bayer erst am 19. April von
den Fällen erfahren habe. Das be-
zweifeln manche Oppositionspo-
litiker. Am Dienstag hieß es von
Mitgliedern des Bundestags-In-
nenausschusses, dass sich das
Gremium kommende Woche in
einer von den Grünen beantrag-

ten Sondersitzung erneut mit der
Affäre beschäftigen wird. Seeho-
fer habe sein Kommen zugesagt.
Ob auch ein Untersuchungs-

ausschuss eingesetzt wird, ist in
der Opposition weiterhin strittig.
Dieses Gremium würde nach
langwierigen Befragungen erst in
zwei Jahren konkrete Ergebnisse
vorlegen. Eindeutig positiv hatten
sich bisher nur AfD und FDP zu ei-
nem möglichen Ausschuss geäu-
ßert. Es liegt nahe, dass sie die-
sen als Bühne nutzen wollen, um
weitere Verschärfungen in der
Flüchtlingspolitik zu fordern.
Pro-Asyl-Geschäftsführer Gün-

ter Burkhardt kritisierte hinge-
gen, dass in der derzeitigen Dis-
kussion »kaum jemand von den
zahllosen ablehnenden Fehlent-
scheidungen des BAMF, gerade
bei afghanischen Flüchtlingen,
redet«. In 61 Pozent der Fälle wer-
den entsprechende Ablehnungen
von Gerichten korrigiert.
Am Dienstagabend sollte ein

weiterer Abschiebeflug nach Af-

ghanistan starten. Pro Asyl for-
derte, bis auf Weiteres auf solche
Rückführungen unter Zwang zu
verzichten. Die Sicherheitssitua-
tion, besonders in der Hauptstadt
Kabul, habe sich nochmals dra-
matisch verschlechtert, sagte
Burkhardt. Viele Ablehnungen
basierten »auf veralteten Her-
kunftsländerinformationen, mit
der Fiktion, es gäbe sichere Ge-
biete« in Afghanistan.
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} Lesen Sie heute
im Ratgeber
Was Studenten wissen
sollten: Steuern

Mietrecht: Nachmieter
und Parkettschäden

Reiserecht: Wenn der
Koffer plötzlich weg ist

Nicht ohne Bafög
Studieren kostet Zeit und Geld. Von
letzterem gibt es zu wenig. Seite 3

Nicht ohne
Flokatiteppich
Die »Star Wars«-Saga
hört nicht auf: Im
neuesten Film der
Weltraumoper wird
erzählt, wie der
Luftikus Han Solo zu
seinem Namen kam.
Inklusive Fanfaren-
donner. Seite 13
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